
Amt Schönberger Land
Vorlage-Nr: VO/4/0649/2018      -   Fachbereich IV
Status: öffentlich
Sachbearbeiter: G.Kortas-Holzerland
Datum: 10.08.2018
Telefon: 038828-330-1410

Beschlussvorlage
Stadt Dassow

E-Mail: g.kortas-holzerland@schoenberger-
land.de

Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt 
Dassow für den Bebauungsplan Nr. 1 der ehemaligen gemeinde 
Pötenitz für das Wohngebiet "Am Dorfschlag" im Verfahren nach § 
13 a BauGB
-Abwägungsbeschluss

Abstimmung:
Beratungsfolge Ja Nein Enth.
23.08.2018 Ausschuss für Stadtentwicklung, Wirtschaft und Tourismus
06.09.2018 Hauptausschuss Dassow
18.09.2018 Stadtvertretung Dassow

Sachverhalt:
Die Stadt Dassow führt das Aufstellungsverfahren der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durch.
Der Entwurf der Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 sowie der zugehörigen 
Begründung wurden in der Zeit vom 10. Oktober 2016 bis 10. November 2016 öffentlich ausgelegt. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 Abs. 2 BauGB parallel beteiligt. Die Abstimmung mit 
den Nachbargemeinden wurde gemäß § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt.
Der Beschluss über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen wurde in der Sitzung der 
Stadtvertretung am 15.06.2017 gefasst.
Die Planunterlagen wurden gemäß dem Abwägungsergebnis angepasst bzw. ergänzt.

Ursprünglich war im Bebauungsplan Nr. 1 für den Bereich, der mit der 3. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 betrachtet wird, die Festsetzung eines Mischgebietes nach § 6 BauNVO 
vorgesehen. Unter Berücksichtigung dessen, dass eine Durchmischung wie sie für ein Mischgebiet 
nach § 6 BauNVO erforderlich ist, wohl nicht umsetzbar ist, hat die Stadt Dassow ihre 
Zielsetzungen für den Bebauungsplan in Richtung des allgemeinen Wohngebietes nach § 4a 
BauNVO geändert. Dabei hat sie unter Berücksichtigung dessen, dass aus einem MI-Gebiet ein 
WA-Gebiet wird die ansonsten in allgemeinen Wohngebieten ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen für nicht störende Gewerbebetriebe und Beherbergungsbetriebe als allgemein zulässig 
festgesetzt. Dies ist vom Grunde her auch das fortbestehende Ziel für die Planungsabsicht der 
Stadt Dassow.

Lediglich im Zusammenhang mit den Ferienwohnungen ist es so vorgesehen, dass keine 
ausschließlichen Ferienhäuser oder Häuser mit ausschließlich Ferienwohnungen entstehen. Es gilt 
zwar die Festsetzung der allgemeinen Zulässigkeit für sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
und Betriebe des Beherbergungsgewerbes; es wird jedoch die Einschränkung verbindlich 
vorgegeben, dass keine ausschließlichen Ferienhäuser entstehen dürfen, sondern eine 
eigentümerbezogene oder eine allgemeine Wohnnutzung mit im Gebäude integriert sein muss.

Die ursprünglich vorgesehene Trennung der Baugrenzen im Bereich der Bergstraße 16 und 18 
(Flurstücke 116, 115, 113) wurde nicht weiter favorisiert; die Baugrenze wurde verbunden. Der 
ursprünglich mit der Trennung der Baugrenzen ermöglichte Verbindungsweg wurde verworfen.
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Hierfür wurde eine erneute Beteiligung der Betroffenen erforderlich. Diese wurde im Zuge der 
erneuten verkürzten Offenlage in der Zeit vom 17. Mai 2018 bis 31. Mai 2018 durchgeführt; parallel 
wurde in die erneute Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange durchgeführt.

In diesem Zusammenhang wurde auch auf die Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten, die 
für die Ver- und Entsorgung am südlichen Grundstücksrand festgesetzt waren, verzichtet. Eine 
Befahrung hier soll nicht erfolgen. Die Zufahrt soll unmittelbar für die rückwärtigen Grundstücke 
von der Bergstraße erfolgen. Um die Wohnruhe innerhalb des W4-Gebietes des Ursprungsplanes 
nicht zu beeinträchtigen, wurde dieses hier unmissverständlich festgesetzt. 

Aufgrund der erneuten Beteiligungsverfahren ergeben sich Stellungnahmen und  Anregungen der 
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. Die Stadt Dassow 
hat die im Planverfahren eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen gesammelt, bewertet 
und gewichtet. Es ergeben sich für die Stadt:

- zu berücksichtigende Belange und Stellungnahmen, 
- teilweise zu berücksichtigende Belange und Stellungnahmen, 
- nicht zu berücksichtigende Belange und Stellungnahmen. 

Darüber hinaus liegen Stellungnahmen vor, die keine abwägungserheblichen Belange beinhalten 
und somit zur Kenntnis genommen werden.

Die Stellungnahmen wurden mit entsprechenden Abwägungsvorschlägen dieser Beschlussvorlage 
als Anlage beigefügt.

Die Einarbeitung der Abwägungsergebnisse in die Planunterlagen ist entsprechend vorzunehmen.

Die Untere Naturschutzbehörde hat der Inanspruchnahme von Punkten aus dem Ökokonto 
"Naturwald Roter See I" für den Ersatz der mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 
überplanten Kompensationsfläche zugestimmt. Dazu liegt die schriftliche Bestätigung des 
Maßnahmenträgers (Ökokontoträger) zu verbindlichen Reservierung der Ökokontomaßnahme 
bereits vor.
Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes - einschließlich des weiteren Baugrundstücks - kann 
über die Anlagen des Zweckverbandes erfolgen. 
In Bezug auf die Zulässigkeit von Ferienwohnungen ist im Rahmen des nachgelagerten 
Baugenehmigungsverfahrens bzw. des Genehmigungsfreistellungsverfahrens auf die Wahrung 
des Gebietscharakters des festgesetzten Baugebietes zu achten.
Mit den vorliegenden Stellungnahmen von 6 privaten Einwendern wurden Einwendungen zu 
verschiedenen einzelnen Festsetzungen erhoben, die teilweise jedoch bereits mit dem 
Ursprungsplan festgesetzt waren und nicht Gegenstand der 3. Änderung des Bebauungplanes Nr. 
1 sind.

Darüber hinaus ist der Verlauf von Leitungen auf dem westlichsten Grundstück im WA (Flurstück 
38/1) zu berücksichtigen und nachrichtlich zu übernehmen. Vor Bebauung des Flurstückes 38/1 ist 
die schadlose Ableitung des Niederschlagswassers zu regeln. Ggf. noch vorhandene Funktionen 
sind zu erhalten, auch bei Umverlegung der Leitungen. Entsprechende Regelungen sind 
außerhalb des Bauleitplanverfahrens zu treffen zwischen der Stadt Dassow als 
Grundstückseigentümer sowie dem Käufer des Grundstückes.
 

Beschlussvorschlag: 
1. Die während der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 4a Abs. 3 i.V.m.  § 13a Abs. 2 

Nr. 1 und § 3 Abs. 2 BauGB sowie der erneuten Beteiligung der berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4a Abs. 3 Satz 4 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen hat die Stadt Dassow unter Beachtung 
des Abwägungsgebotes mit folgendem Ergebnis, wie im Abwägungsvorschlag (Anlage 1) 
dargestellt, geprüft. Es ergeben sich:
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- zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.

Den Abwägungsvorschlag und das Abwägungsergebnis macht sich die Stadt Dassow zu 
Eigen. Die Anlage 1 ist Bestandteil des Beschlusses.

2. Das Amt Schönberger Land wird beauftragt, diejenigen, die Anregungen erhoben bzw. 
Stellungnahmen abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen.

 

Finanzielle Auswirkungen: 
keine 

Anlage: 
Abwägungstabelle 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 1 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 2 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
Zu 1: 
Die Grundlage der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es handelt sich um den 
erneuten Entwurf. 
 
Zu 2: 
Die Stellungnahmen der Sachgebiete werden nachfolgend behandelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zu Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 3 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
Zu 3: 
Die nachfolgenden Anregungen und Hinweise der Sachgebiete werden im Rahmen der 
Abwägung behandelt. 
 

 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 4 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
A 
Zu 1: 
Es erfolgte die erneute Beteiligung mit dem erneuten Entwurf des Bebauungsplanes. Die 
nachfolgend aufgeführten Anregungen und Hinweise werden im Rahmen der Abwägung 
behandelt. 
 
Zu 2: 
Die Angaben zum Inhalt des Bebauungsplanes in Bezug auf die Zulässigkeit von Ferien-
wohnen werden wiedergegeben. 
 
Zu 3: 
Die Auseinandersetzung zu den Ferienwohnungen erfolgt in einem gesonderten Aufstel-
lungsverfahren. 
 
Zu 4: 
Seitens des SG Bauleitplanung werden keine Hinweise und Anregungen zu den Verfah-
rensvermerken, Rechtsgrundlagen und der Präambel gemacht. 
 
Zu 5: 
Seitens des SG Bauleitplanung werden keine Hinweise und Anregungen zur Planzeich-
nung gemacht. 
 
Zu 6: 
Seitens des SG Bauleitplanung werden keine Hinweise und Anregungen zur Planzeichen-
erklärung gemacht. 
 
Zu 7: 
Die textlichen Festsetzungen wurden eindeutig, unmissverständlich und zweifelsfrei 
formuliert. Eine Zusammenfassung wird nicht vorgenommen. 
 
Zu 8: 
Die Zweckbestimmung des Baugebietes (Allgemeines Wohngebiet) ist zu wahren. Dazu 
wird auf die Darlegungen in der Begründung unter Pkt. "8.1 Art der baulichen Nutzung". 
Das Allgemeine Wohngebiet dient auch mit den Hoch- bzw. Herabzonungen der Nutzun-
gen vorwiegend dem Wohnen. Infrastrukturelle Einrichtungen, die im Wohngebiet allge-
mein zulässig sind, sind der Wohnnutzung zugeordnet, damit die Grundbedürfnisse der 
Bevölkerung befriedigt werden können. Die Stadt Dassow geht davon aus, dass die Nut-
zungen (Ferienwohnungen i.S. § 13a Satz 2 BauNVO, nicht störende Gewerbebetriebe) 
sich mit den allgemein zulässigen Nutzungen vertragen und aufgrund der Lage in einem 
Ortsteil, der eine touristische Prägung erfahren kann (auch vor dem Hintergrund der Ent-
wicklung des Schlossareals), zur regulären Ausstattung des Gebietes gehören sollte. Eine  
 
 

 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 5 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
Weiter 8: 
Gleichwertigkeit von Wohnen und gewerblicher Nutzung - wie in einem Mischgebiet 
vorgesehen - ist nicht das Planungsziel. 
In den nachgelagerten Baugenehmigungs- bzw. Genehmigungsfreistellungsverfahren ist 
durch die zuständige Behörde zu berücksichtigen, dass der Charakter des Baugebietes 
gewahrt bleibt. 
 
Zu 9: 
Die Zuständigkeiten für die unterschiedlichen Genehmigungsverfahren erfolgt nach den 
landesrechtlichen Regelungen, derzeit wie in der Stellungnahme aufgeführt.  
 
Zu 10: 
Dies geht bereits aus dem § 13a der BauNVO hervor. Um Missverständnissen vorzubeu-
gen, sind die textlichen Festsetzungen entsprechend zu ergänzen. 
 
Zu 11: 
Die Begründung ist entsprechend zu ergänzen. 
 
Zu 12: 
Unter dem Punkt "8.1 Art der baulichen Nutzung" wurde eine entsprechende Begründung 
bereits vorgenommen. 
 
 
B 
 
Zu 1: 
Entgegenstehende Belange aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde werden zur vorlie-
genden Bauleitplanung nicht hervorgebracht. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 6 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 2: 
Die Untere Naturschutzbehörde stimmt der geplanten Kompensationsmaßnahme in Form 
von Punkten des aufgeführten Ökokontos zu.  
 
Zu 3: 
Die rechtliche Sicherung der Kompensationsmaßnahme ist vor Satzungsbeschluss vorzu-
nehmen.  
Anbei die Zustimmung der Landesforst zur Verlängerung der Reservierung: 

 

 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 7 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 4: 
Die Rechtsgrundlagen werden aufgeführt. 
Die Begründung ist entsprechend zu ergänzen. 
 
C 
 
Zu 1: 
Entgegenstehende Belange aus Sicht der Unteren Wasserbehörde werden zur vorliegen-
den Bauleitplanung nicht hervorgebracht. 
 
Zu 2: 
Anregungen und Hinweise werden aktuell nicht hervorgebracht. Die aufgeführte Stel-
lungnahme vom 18.09.2008 wurde im Aufstellungsverfahren der 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 im Rahmen der Gesamtstellungnahme des Landkreises Nordwestmeck-
lenburg abgegeben. Die Stellungnahme zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 
Pötenitz wurde in dem entsprechenden Verfahren behandelt. 
 
 
 
 

 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 8 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
Zu 3: 
Die Rechtsgrundlagen werden zu Kenntnis genommen. 

 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 9 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
Zu 1: 
Die aufgeführten Grundlagen der Planung werden von der Stadt zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2: 
Die Änderungen, die mit dem erneuten Entwurf erfolgt sind, haben keine Auswirkungen 
auf die Belange des Zweckverbandes.  
 
Zu 3: 
Die aufgeführte Stellungnahme des ZVG vom 30.11.2016 wurde im Rahmen der Beteili-
gung mit dem Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow 
abgegeben. Der Beschluss über die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen wurde 
in der Sitzung der Stadtvertretung am 15.06.2017 gefasst. Die Planunterlagen (erneuter 
Entwurf) wurden gemäß dem Abwägungsergebnis angepasst bzw. ergänzt. 

Die Stellungnahme und Ihre Auswertung sh. nachfolgend. 

Darüber hinaus werden vom ZVG keine Belange geltend gemacht. 

Zu 4: 
Es werden keine Änderungen oder Ergänzungen der 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 vorgenommen, die eine erneute Beteiligung nach den Vorgaben des BauGB zur 
Folge haben. Insofern sind weitere Beteiligungen oder Abstimmen im Rahmen der weiter-
führenden Planung und Durchführung der Baumaßnahmen - außerhalb des Bauleitplan-
verfahrens - vorzunehmen. 

 
 
 

 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 10 

Stellungnahme ZVG zum Entwurf  
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die aufgeführten Grundlagen der Planung werden von der Stadt zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2. 
Die Stadt Dassow berücksichtigt, dass das Grundstück über die Anlagen des ZVG ver- 
und entsorgt werden kann. Es sind Grundstücksanschlüsse für die Ableitung des  
Schmutz- und Niederschlagswassers vorhanden. Mit der Rechtskraft der 3. Änderung 
entsteht die Beitragspflicht. 
 
Zu 3. 
Der Hinweis wird berücksichtigt und ergänzt. 
 
Zu 4. 
Der Hinweis wird berücksichtigt. Der zur Verfügung stehende Hydrant Nr. 774 soll für 
die Bereitstellung von Löschwasser genutzt werden. Es wird ein Allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt. Für die Löschwasserversorgung des Grundschutzes ist mindestens ein Lösch-
wasserbedarf von 48 m³/h über 2 Stunden abzusichern. Ein Löschwasserbedarf von 48 
m³/h über 2 Stunden kann nur dann angenommen werden, wenn feuerbeständige, hoch-
feuerhemmende oder feuerhemmende Umfassungen und harte Bedachungen realisiert 
werden. Die Bedachungen sind gemäß Festsetzungen als Hartdacheindeckung zu errich-
ten. Die Bereitstellung von Löschwasser für das zu ergänzende Grundstück wird gesi-
chert. Für die weiteren Grundstücke des Plangeltungsbereiches wurde die Löschwasser-
versorgung im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 1 gesichert.  
 
Zu 5. 
Die erneute Beteiligung des Zweckverbandes erfolgt im Rahmen des Aufstellungsverfah-
rens der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 mit dem erneuten Entwurf. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
Zu berücksichtigen 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 11 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
 
 
 
Zu 1: 
Die Zustimmung zur vorliegenden Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 2: 
Belange des Wasser- und Bodenverbandes werden durch die vorliegende Planung nicht 
berührt; es werden Anregungen und Hinweise nicht zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 12 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 1: 
Die Stadt Dassow verfolgt mit der Aufstellung der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 die Ausweisung eines weiteren Baugrundstückes im westlichen Plangel-
tungsbereich. Die in der rechtskräftigen 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 festge-
setzten Mischgebiete M 1 und M 2 werden damit um ein Baugrundstück ergänzt. Mit der 
Umsetzung der bauleitplanerischen Zielsetzungen wird die bislang festgesetzte öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage zu einem Teil in Anspruch genommen, 
welche dann von einer Umgestaltung und Nutzungsintensivierung betroffen ist. Durch die 
Planung kommt es zu Bodenversiegelungen. Eingriffe gelten nach § 13a BauGB als zu-
lässig.  
Die Auswirkungen der Änderung eines Teils der Grünfläche wurden in der Begründung 
unter Pkt. "18 Ausgleichs- und Ersatzbelange" entsprechend dargestellt.  Da die Parkflä-
che in der erforderlichen Größe nicht innerhalb des Gemeindegebietes realisiert werden 
kann, nutzt die Stadt Dassow ersatzweise Ökopunkte der Forst. Als Ausgleich werden aus 
dem Ökokonto VR-021 Naturwald Roter See 1 2.510 Ökopunkte (entspricht 2.510 m² 
KFÄ) verwendet. Die Zustimmung der Landesforst hierfür liegt vor. Die Sicherung der 
Ausgleichsmaßnahme erfolgt über einen Vertrag bis zum Satzungsbeschluss. In Ihrer 
Stellungnahme hat die Untere Naturschutzbehörde dem Kauf von Ökopunkten aus dem 
aufgeführten Ökokonto zugestimmt. 
Die Ver- und Entsorgung für die Grundstücke innerhalb des Plangebiets ist als gesichert 
zu betrachten. Der Zweckverband hat dies in seiner Stellungnahme zur vorliegenden 
Änderung des Bebauungsplanes mitgeteilt.  
Der Leitungsbestand (Niederschlagswasser) wurde entsprechend den Angaben des Amts 
Schönberger Land ergänzt. Die Leitungen wurden nachrichtlich über in die Planunterla-
gen übernommen. Als Voraussetzung für die Bebauung des Flurstücks 38/1 ist vor Ver-
kauf und Bebauung des Grundstückes durch die Stadt Dassow die schadlose Ableitung 
des Niederschlagswassers zu regeln. Durch die Stadt Dassow ist sicherzustellen, dass die 
Funktionen der Leitungen weiterhin gewährleistet sind, auch bei Umverlegung der Lei-
tungen; oder es ist sicherzustellen, dass die Leitungen tatsächlich nicht mehr benötigt 
werden.  Die Regelung kann außerhalb der Bauleitplanung erfolgen, da die Stadt Dassow 
sowohl Grundstückseigentümer als auch Träger der Bauleitplanung ist. 
Die Stadt Dassow hält an der Ausweisung der Ergänzung des Allgemeinen Wohngebietes 
mit einem Baugrundstück fest. 
 
Zu 2: 
Die Untere Naturschutzbehörde hat der Inanspruchnahme von Punkten aus dem Ökokonto 
"Naturwald Roter See I" für den Ersatz der mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 überplanten Kompensationsfläche zugestimmt. Dazu liegt die schriftliche Bestäti-
gung des Maßnahmenträgers (Ökokontoträger) zu verbindlichen Reservierung der Öko-
kontomaßnahme bereits vor. 
 
 
 

 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 3: 
Eine Nutzung durch Ferienwohnen in Allgemeinen Wohngebieten und in Mischgebieten 
war bis zur Novellierung der BauNVO im Jahr 2017 aufgrund der Rechtslage nicht zuläs-
sig Die Stadt Dassow beabsichtigt innerhalb des Plangebietes die Zulässigkeit von Feri-
enwohnungen, jedoch nur innerhalb eines Gebäudes untergeordnet zur Hauptnutzung 
Wohnen. Die Zulässigkeit eines Ferienhauses mit überwiegend oder ausschließlich Feri-
enwohnen soll nicht ermöglicht werden. Eine entsprechende Festsetzung wurde getroffen. 
Aufgrund der nunmehr nur zulässigen untergeordneten Nutzung einer Ferienwohnung ist 
davon auszugehen, dass diese Ferienwohnungen als nicht störend innerhalb des Bauge-
biets empfunden werden. Maßgeblich ist eine baulich untergeordnete Bedeutung gegen-
über der in dem Gebäude vorherrschenden Hauptnutzung.  
In den nachgelagerten Baugenehmigungs- bzw. Genehmigungsfreistellungsverfahren ist 
durch die zuständige Behörde zu berücksichtigen, dass der Charakter des Baugebietes 
gewahrt bleibt. Die Stadt bleibt bei den diesbezüglich getroffenen Festsetzungen. 
 
Zu 4: 
Die Festsetzung I./ Ziffer 4.5 wurde bereits mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 (und seiner rechtskräftigen Änderungen) getroffen. Es beinhaltet eine Ausnahmere-
gelung zur Festsetzung der Mindestgrundstücksbreite für das Flurstück Nr. 123 (damals 
Flurstück Nr. 39/2). Es befindet sich innerhalb der bereits vorhandenen Bebauung. Die 
generell festgesetzte Mindestgrundstücksbreite von 20 m wird nur geringfügig unter-
schritten und wird daher als zulässig geregelt. Aufgrund von bereits realisierten Grund-
stücksteilungen ergibt sich ein Restgrundstück. Da ohne Bebauungsplan eine straßenbe-
gleitende Bebauung nach § 34 BauGB auch zulässig wäre, wird für diesen Fall eine Aus-
nahmeregelung festgesetzt. Da in übrigen Fällen grundsätzlich die Breitenregelung umge-
setzt werden kann, bleibt diese als Festsetzungsbestandteil grundsätzlicher Art erhalten. 
 
 
  

 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Zu 5: 
Die Festsetzung I./ Ziffer 6 wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 getroffen. Die 
getroffene Höhenregelung ermöglicht lediglich die Errichtung von Gebäuden mit einem 
Sockel in einer Höhe von maximal 60 cm über dem unteren Bezugspunkt (hier 
:Fahrbahnhöhe der nächstgelegenen Verkehrsfläche auf der Mitte der straßenseitigen 
Gebäudeseite des geplanten Gebäudes). Die Sockelhöhe ermöglicht dem Bauherren ent-
sprechend Spielraum bei der Festlegung der Höhenlage des Gebäudes, innerhalb eines 
Rahmens der durch ortstypische Bebauung vorgegeben ist. 
Das angesprochene Urteil Bergstraße 5/7 gegen Strandweg 2A kann hier nicht herangezo-
gen werden, da sich sowohl die Bergstraße 5/7 als auch der Strandweg 2A nördlich der 
Bergstraße befinden und in einer anderen Lagebeziehung zueinander stehen als das vor-
liegende Plangebiet. Das Plangebiet und den Strandweg 2A trennen die nördlich der 
Bergstraße gelegene Bebauung mit einer Grundstückstiefe von ca. 60 m und die Bergstra-
ße selbst, so dass die Stadt davon ausgeht, dass aufgrund der Festsetzung zur Sockelhöhe 
keine Beeinträchtigung zu erwarten ist.  
Die Firsthöhe wurde gemäß der Festsetzung im Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner bereits 
rechtskräftigen Änderungen) mit max. 9,50 m über dem Bezugspunkt für das Plangebiet 
übernommen.  
Die Stadt bleibt bei den getroffenen Festsetzungen der Sockelhöhe sowie der Firsthöhe. 
 
Zu 6: 
Unter der textlichen Festsetzung I./ 7 wurden Festsetzungen zu Nebenanlagen, Garagen 
und Stellplätzen getroffen. Hiernach sind Garagen und überdachte Stellplätze in dem WA-
Gebiet nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Diese Festsetzung 
wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner rechtskräftigen Änderungen) 
getroffen und gilt weiterhin fort. Aufgrund der Größe der Baugrenzen mit einer Tiefe bis 
zu 40 m besteht hinreichend Spielraum zur Unterbringung der Garagen und überdachten 
Stellplätze auf den Grundstücken. Die Flächenversiegelung aufgrund von Garagen und 
überdachten Stellplätzen ist nach den gesetzlichen Anforderungen zu beachten. Bei der 
Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnen, unabhängig ob inner-
halb oder außerhalb der Baugrenzen. 
 
Zu 7: 
Mit der Festsetzung unter I/ 9. wurde festgesetzt, dass die Ein- und Ausfahrten zu den 
Grundstücken innerhalb des festgesetzten innerhalb des festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebietes sind nur an der Bergstraße zulässig sind. Ausgenommen von dieser Rege-
lung sind die Flurstücke 115 und 118.  
Es wurde geregelt, dass die Grundstücke, die i.d.R. an der Bergstraße anliegen, auch über 
Ein- und Ausfahrten verkehrlich anzubinden sind. Im Umkehrschluss ist somit auch der 
Anschluss an anderer Stelle unzulässig. Die Wohnruhe auf den rückwärtigen  

 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

Weiter zu 7: 
Grundstücken soll gewahrt bleiben. Die beiden Grundstücke, die bereits über die südlich 
liegende Straße "Hufschlag" angebunden sind, sind von dieser Festsetzung ausgenommen. 
 
Zu 8. 
Es wird in der Stellungnahme Bezug auf die Festsetzung II./ 2.4 genommen. Hier ist 
geregelt, dass bei traufseitig angebauten Garagen das Hauptdach über dem Garagenanbau 
abzuschleppen ist und bei giebelseitig angebauten Garagen ein Satteldach gleicher Nei-
gung wie das Hauptdach vorzusehen ist. Die Dächer von freistehenden überdachten Stell-
plätzen sind als Flachdächer oder Pultdächer zulässig. Die Dachneigung bei freistehenden 
Garagen muss mindestens 20° betragen.  
Die Stadt Dassow erachtet diese Vorgaben als ausreichend.  
 
Zu 9: 
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen entsprechen - bis auf 3 geringfügige Anpas-
sungen, die jedoch nicht die Ausführung von Bauteilen mit Glas beinhalten - dem Ur-
sprungsplan Nr. 1 sowie seinen rechtskräftigen Änderungen. Die aufgeführte Ausbildung 
der einzelnen Bauteile wird mit den Festsetzungen nicht derart detailliert geregelt; dies ist 
dem Einzelfall zuzuordnen und nicht die Zielsetzung für allgemeingültige gestalterische 
Regelungen im Bebauungsplan.  
Die Grundstücke des Plangebietes sowie des angrenzenden Gebietes sind groß genug, um 
die Sichtschutzbelange und Abgrenzung gegenüber der Nachbarbebauung realisieren zu 
können. Gleiches gilt zu gegenüberliegenden Bebauung entlang der Bergstraße (hier ist 
ein Abstand der straßenbegleitenden Bebauung von Fassade zu Fassade von ca. 20 m 
vorzufinden). Zu den nördlich der straßenbegleitenden Bebauung an der Bergstraße vor-
handenen Grundstücken in der 2. Reihe bleibt aufzuführen, dass zusätzlich noch die stra-
ßenbegleitenden Grundstücke mit einer Tiefe von ca. 60 m und die Straße selbst den 
Abstand zum Plangebiet bilden. 
Beeinträchtigungen sind aus Sicht der Stadt Dassow nicht erkennbar.  
Aus städtebaulicher bzw. stadtgestalterischer Sicht drängt sich hier ebenfalls unter Be-
rücksichtigung der jahrelangen Anwendung des Bebauungsplanes Nr. 1 und seiner rechts-
kräftigen Änderungen ebenfalls keine Änderung i.S. der vorgetragenen Anregungen auf. 
 
Zu 10: 
Die vorgetragenen Belange, Anregungen und Hinweise behandelt die Stadt Dassow im 
Rahmen der Abwägung (sh. vorhergehende Auswertung der einzelnen Punkte) nach den 
Vorgaben des Baugesetzbuches. Dem Einwender wird das Ergebnis nach der Beschluss-
fassung über die Abwägung nach den Vorgaben des Baugesetzbuches zugesendet. 
 
Zu 11: 
Gegen einen rechtskräftigen Bebauungsplan können vom Einwender nach den gesetzli-
chen Vorschriften entsprechende Rechtsmittel eingelegt werden. 

 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu 1: 
Die Stadt Dassow verfolgt mit der Aufstellung der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 die Ausweisung eines weiteren Baugrundstückes im westlichen Plangel-
tungsbereich. Die in der rechtskräftigen 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 festge-
setzten Mischgebiete M 1 und M 2 werden damit um ein Baugrundstück ergänzt. Mit der 
Umsetzung der bauleitplanerischen Zielsetzungen wird die bislang festgesetzte öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage zu einem Teil in Anspruch genommen, 
welche dann von einer Umgestaltung und Nutzungsintensivierung betroffen ist. Durch die 
Planung kommt es zu Bodenversiegelungen. Eingriffe gelten nach § 13a BauGB als zu-
lässig. 
Die Auswirkungen der Änderung eines Teils der Grünfläche wurden in der Begründung 
unter Pkt. "18 Ausgleichs- und Ersatzbelange" entsprechend dargestellt.  Da die Parkflä-
che in der erforderlichen Größe nicht innerhalb des Gemeindegebietes realisiert werden 
kann, nutzt die Stadt Dassow ersatzweise Ökopunkte der Forst. Als Ausgleich werden aus 
dem Ökokonto VR-021 Naturwald Roter See 1 2.510 Ökopunkte (entspricht 2.510 m² 
KFÄ) verwendet. Die Zustimmung der Landesforst hierfür liegt vor. Die Sicherung der 
Ausgleichsmaßnahme erfolgt über einen Vertrag bis zum Satzungsbeschluss. In Ihrer 
Stellungnahme hat die Untere Naturschutzbehörde dem Kauf von Ökopunkten aus dem 
aufgeführten Ökokonto zugestimmt. 
Die Stadt Dassow hält an der Ausweisung der Ergänzung des Allgemeinen Wohngebietes 
mit einem Baugrundstück fest. 
 
Zu 2:  
Die Festsetzung I./ Ziffer 6 wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 getroffen. Die 
getroffene Höhenregelung ermöglicht lediglich die Errichtung von Gebäuden mit einem 
Sockel in einer Höhe von maximal 60 cm über dem unteren Bezugspunkt (hier 
:Fahrbahnhöhe der nächstgelegenen Verkehrsfläche auf der Mitte der straßenseitigen 
Gebäudeseite des geplanten Gebäudes). Die Sockelhöhe ermöglicht dem Bauherren ent-
sprechend Spielraum bei der Festlegung der Höhenlage des Gebäudes, innerhalb eines 
Rahmens der durch ortstypische Bebauung vorgegeben ist. 
Das angesprochene Urteil Bergstraße 5/7 gegen Strandweg 2A kann hier nicht herangezo-
gen werden, da sich sowohl die Bergstraße 5/7 als auch der Strandweg 2A nördlich der 
Bergstraße befinden und in einer anderen Lagebeziehung zueinander stehen als das vor-
liegende Plangebiet. Das Plangebiet und den Strandweg 2A trennen die nördlich der 
Bergstraße gelegene Bebauung mit einer Grundstückstiefe von ca. 60 m und die Bergstra-
ße selbst, so dass die Stadt davon ausgeht, dass aufgrund der Festsetzung zur Sockelhöhe 
keine Beeinträchtigung zu erwarten ist.  
Die Firsthöhe wurde gemäß der Festsetzung im Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner bereits 
rechtskräftigen Änderungen) mit max. 9,50 m über dem Bezugspunkt für das Plangebiet 
übernommen.  
Die Stadt bleibt bei den getroffenen Festsetzungen der Sockelhöhe sowie der Firsthöhe. 
 

 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu 3: 
Unter der textlichen Festsetzung I./ 7 wurden Festsetzungen zu Nebenanlagen, Garagen 
und Stellplätzen getroffen. Hiernach sind Garagen und überdachte Stellplätze in dem WA-
Gebiet nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Diese Festsetzung 
wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner rechtskräftigen Änderungen) 
getroffen und gilt weiterhin fort. Aufgrund der Größe der Baugrenzen mit einer Tiefe bis 
zu 40 m besteht hinreichend Spielraum zur Unterbringung der Garagen und überdachten 
Stellplätze auf den Grundstücken. Die Flächenversiegelung aufgrund von Garagen und 
überdachten Stellplätzen ist nach den gesetzlichen Anforderungen zu beachten. Bei der 
Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnen, unabhängig ob inner-
halb oder außerhalb der Baugrenzen. 
 
Zu 4: 
Mit der Festsetzung unter I/ 9. wurde festgesetzt, dass die Ein- und Ausfahrten zu den 
Grundstücken innerhalb des festgesetzten innerhalb des festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebietes sind nur an der Bergstraße zulässig sind. Ausgenommen von dieser Rege-
lung sind die Flurstücke 115 und 118.  
Es wurde geregelt, dass die Grundstücke, die i.d.R. an der Bergstraße anliegen, auch über 
Ein- und Ausfahrten verkehrlich anzubinden sind. Im Umkehrschluss ist somit auch der 
Anschluss an anderer Stelle unzulässig. Die Wohnruhe auf den rückwärtigen Grundstü-
cken soll gewahrt bleiben. Die beiden Grundstücke, die bereits über die südlich liegende 
Straße "Hufschlag" angebunden sind, sind von dieser Festsetzung ausgenommen. 
 
Zu 5: 
Es wird in der Stellungnahme Bezug auf die Festsetzung II./ 2.4 genommen. Hier ist 
geregelt, dass bei traufseitig angebauten Garagen das Hauptdach über dem Garagenanbau 
abzuschleppen ist und bei giebelseitig angebauten Garagen ein Satteldach gleicher Nei-
gung wie das Hauptdach vorzusehen ist. Die Dächer von freistehenden überdachten Stell-
plätzen sind als Flachdächer oder Pultdächer zulässig. Die Dachneigung bei freistehenden 
Garagen muss mindestens 20° betragen.  
Die Stadt Dassow erachtet diese Vorgaben als ausreichend.  
 
Zu 6: 
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen entsprechen - bis auf 3 geringfügige Anpas-
sungen, die jedoch nicht die Ausführung von Bauteilen mit Glas beinhalten - dem Ur-
sprungsplan Nr. 1 sowie seinen rechtskräftigen Änderungen. Die aufgeführte Ausbildung 
der einzelnen Bauteile wird mit den Festsetzungen nicht derart detailliert geregelt; dies ist 
dem Einzelfall zuzuordnen und nicht die Zielsetzung für allgemeingültige gestalterische 
Regelungen im Bebauungsplan.  
Die Grundstücke des Plangebietes sowie des angrenzenden Gebietes sind groß genug, um 
die Sichtschutzbelange und Abgrenzung gegenüber der Nachbarbebauung realisieren zu  

 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Weiter zu 6: 
können. Gleiches gilt zu gegenüberliegenden Bebauung entlang der Bergstraße (hier ist 
ein Abstand der straßenbegleitenden Bebauung von Fassade zu Fassade von ca. 20 m 
vorzufinden). Zu den nördlich der straßenbegleitenden Bebauung an der Bergstraße vor-
handenen Grundstücken in der 2. Reihe bleibt aufzuführen, dass zusätzlich noch die stra-
ßenbegleitenden Grundstücke mit einer Tiefe von ca. 60 m und die Straße selbst den 
Abstand zum Plangebiet bilden. 
Beeinträchtigungen sind aus Sicht der Stadt Dassow nicht erkennbar.  
Aus städtebaulicher bzw. stadtgestalterischer Sicht drängt sich hier ebenfalls unter Be-
rücksichtigung der jahrelangen Anwendung des Bebauungsplanes Nr. 1 und seiner rechts-
kräftigen Änderungen ebenfalls keine Änderung i.S. der vorgetragenen Anregungen auf. 
 
Zu 7: 
Der Einwand ist von Seiten der Stadt Dassow nicht nachvollziehbar; eine Darlegung zu 
einzelnen Festsetzungen wurde nicht substantiiert vorgetragen. Die Festsetzungen gelten 
für den Plangeltungsbereich der 3. Änderung gleichermaßen. 
Für eine nochmalige Beteiligung der Öffentlichkeit sieht die Stadt Dassow keine Notwen-
digkeit. Zur Geltendmachung der Belange der Öffentlichkeit bestanden hinreichend Mög-
lichkeiten, zuletzt im Rahmen der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 1: 
Die Stadt Dassow verfolgt mit der Aufstellung der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 die Ausweisung eines weiteren Baugrundstückes im westlichen Plangel-
tungsbereich. Die in der rechtskräftigen 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 festge-
setzten Mischgebiete M 1 und M 2 werden damit um ein  Baugrundstück ergänzt. Mit der 
Umsetzung der bauleitplanerischen Zielsetzungen wird die bislang festgesetzte öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage zu einem Teil in Anspruch genommen, 
welche dann von einer Umgestaltung und Nutzungsintensivierung betroffen ist. Durch die 
Planung kommt es zu Bodenversiegelungen. Eingriffe gelten nach § 13a BauGB als zu-
lässig.  
Die Auswirkungen der Änderung eines Teils der Grünfläche wurden in der Begründung 
unter Pkt. "18 Ausgleichs- und Ersatzbelange" entsprechend dargestellt.  Da die Parkflä-
che in der erforderlichen Größe nicht innerhalb des Gemeindegebietes realisiert werden 
kann, nutzt die Stadt Dassow ersatzweise Ökopunkte der Forst. Als Ausgleich werden aus 
dem Ökokonto VR-021 Naturwald Roter See 1 2.510 Ökopunkte (entspricht 2.510 m² 
KFÄ) verwendet. Die Zustimmung der Landesforst hierfür liegt vor. Die Sicherung der 
Ausgleichsmaßnahme erfolgt über einen Vertrag bis zum Satzungsbeschluss. In Ihrer 
Stellungnahme hat die Untere Naturschutzbehörde dem Kauf von Ökopunkten aus dem 
aufgeführten Ökokonto zugestimmt. 
Die Ver- und Entsorgung für die Grundstücke innerhalb des Plangebiets ist als gesichert 
zu betrachten. Der Zweckverband hat dies in seiner Stellungnahme zur vorliegenden 
Änderung des Bebauungsplanes mitgeteilt.  
Der Leitungsbestand (Niederschlagswasser) wurde entsprechend den Angaben des Amts 
Schönberger Land ergänzt. Die Leitungen wurden nachrichtlich über in die Planunterla-
gen übernommen. Als Voraussetzung für die Bebauung des Flurstücks 38/1 ist vor Ver-
kauf und Bebauung des Grundstückes durch die Stadt Dassow die schadlose Ableitung 
des Niederschlagswassers zu regeln. Durch die Stadt Dassow ist sicherzustellen, dass die 
Funktionen der Leitungen weiterhin gewährleistet sind, auch bei Umverlegung der Lei-
tungen; oder es ist sicherzustellen, dass die Leitungen tatsächlich nicht mehr benötigt 
werden.  Die Regelung kann außerhalb der Bauleitplanung erfolgen, da die Stadt Dassow 
sowohl Grundstückseigentümer als auch Träger der Bauleitplanung ist. 
Die Stadt Dassow hält an der Ausweisung der Ergänzung des Allgemeinen Wohngebietes 
mit einem Baugrundstück fest. 
 
Zu 2: 
Die Untere Naturschutzbehörde hat der Inanspruchnahme von Punkten aus dem Ökokonto 
"Naturwald Roter See I" für den Ersatz der mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 überplanten Kompensationsfläche zugestimmt. Dazu liegt die schriftliche Bestäti-
gung des Maßnahmenträgers (Ökokontoträger) zu verbindlichen Reservierung der Öko-
kontomaßnahme bereits vor. 
 
 

 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 3: 
Eine Nutzung durch Ferienwohnen in Allgemeinen Wohngebieten und in Mischgebieten 
war bis zur Novellierung der BauNVO im Jahr 2017 aufgrund der Rechtslage nicht zuläs-
sig. Die Stadt Dassow beabsichtigt innerhalb des Plangebietes die Zulässigkeit von Feri-
enwohnungen, jedoch nur innerhalb eines Gebäudes untergeordnet zur Hauptnutzung 
Wohnen. Die Zulässigkeit eines Ferienhauses mit überwiegend oder ausschließlich Feri-
enwohnen soll nicht ermöglicht werden. Eine entsprechende Festsetzung wurde getroffen. 
Aufgrund der nunmehr nur zulässigen untergeordneten Nutzung einer Ferienwohnung ist 
davon auszugehen, dass diese Ferienwohnungen als nicht störend innerhalb des Bauge-
biets empfunden werden. Maßgeblich ist eine baulich untergeordnete Bedeutung gegen-
über der in dem Gebäude vorherrschenden Hauptnutzung.  
In den nachgelagerten Baugenehmigungs- bzw. Genehmigungsfreistellungsverfahren ist 
durch die zuständige Behörde zu berücksichtigen, dass der Charakter des Baugebietes 
gewahrt bleibt. Die Stadt bleibt bei den diesbezüglich getroffenen Festsetzungen. 
 
Zu 4: 
Die Festsetzung I./ Ziffer 4.5 wurde bereits mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 (und seiner rechtskräftigen Änderungen) getroffen. Es beinhaltet eine Ausnahmere-
gelung zur Festsetzung der Mindestgrundstücksbreite für das Flurstück Nr. 123 (damals 
Flurstück Nr. 39/2). Es befindet sich innerhalb der bereits vorhandenen Bebauung. Die 
generell festgesetzte Mindestgrundstücksbreite von 20 m wird nur geringfügig unter-
schritten und wird daher als zulässig geregelt. Aufgrund von bereits realisierten Grund-
stücksteilungen ergibt sich ein Restgrundstück. Da ohne Bebauungsplan eine straßenbe-
gleitende Bebauung nach § 34 BauGB auch zulässig wäre, wird für diesen Fall eine Aus-
nahmeregelung festgesetzt. Da in übrigen Fällen grundsätzlich die Breitenregelung umge-
setzt werden kann, bleibt diese als Festsetzungsbestandteil grundsätzlicher Art erhalten. 
 
Zu 5: 
Die Festsetzung I./ Ziffer 6 wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 getroffen. Die 
getroffene Höhenregelung ermöglicht lediglich die Errichtung von Gebäuden mit einem 
Sockel in einer Höhe von maximal 60 cm über dem unteren Bezugspunkt (hier 
:Fahrbahnhöhe der nächstgelegenen Verkehrsfläche auf der Mitte der straßenseitigen 
Gebäudeseite des geplanten Gebäudes). Die Sockelhöhe ermöglicht dem Bauherren ent-
sprechend Spielraum bei der Festlegung der Höhenlage des Gebäudes, innerhalb eines 
Rahmens der durch ortstypische Bebauung vorgegeben ist. 
Das angesprochene Urteil Bergstraße 5/7 gegen Strandweg 2A kann hier nicht herangezo-
gen werden, da sich sowohl die Bergstraße 5/7 als auch der Strandweg 2A nördlich der 
Bergstraße befinden und in einer anderen Lagebeziehung zueinander stehen als das vor-
liegende Plangebiet. Das Plangebiet und den Strandweg 2A trennen die nördlich der 
Bergstraße gelegene Bebauung mit einer Grundstückstiefe von ca. 60 m und die Bergstra-
ße selbst, so dass die Stadt davon ausgeht, dass aufgrund der Festsetzung zur Sockelhöhe 
keine Beeinträchtigung zu erwarten ist.  
 

 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Weiter zu 5: 
Die Firsthöhe wurde gemäß der Festsetzung im Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner bereits 
rechtskräftigen Änderungen) mit max. 9,50 m über dem Bezugspunkt für das Plangebiet 
übernommen.  
Die Stadt bleibt bei den getroffenen Festsetzungen der Sockelhöhe sowie der Firsthöhe. 
 
Zu 6: 
Unter der textlichen Festsetzung I./ 7 wurden Festsetzungen zu Nebenanlagen, Garagen 
und Stellplätzen getroffen. Hiernach sind Garagen und überdachte Stellplätze in dem WA-
Gebiet nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Diese Festsetzung 
wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner rechtskräftigen Änderungen) 
getroffen und gilt weiterhin fort. Aufgrund der Größe der Baugrenzen mit einer Tiefe bis 
zu 40 m besteht hinreichend Spielraum zur Unterbringung der Garagen und überdachten 
Stellplätze auf den Grundstücken. Die Flächenversiegelung aufgrund von Garagen und 
überdachten Stellplätzen ist nach den gesetzlichen Anforderungen zu beachten. Bei der 
Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnen, unabhängig ob inner-
halb oder außerhalb der Baugrenzen. 
 
Zu 7: 
Mit der Festsetzung unter I/ 9. wurde festgesetzt, dass die Ein- und Ausfahrten zu den 
Grundstücken innerhalb des festgesetzten innerhalb des festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebietes sind nur an der Bergstraße zulässig sind. Ausgenommen von dieser Rege-
lung sind die Flurstücke 115 und 118.  
Es wurde geregelt, dass die Grundstücke, die i.d.R. an der Bergstraße anliegen, auch über 
Ein- und Ausfahrten verkehrlich anzubinden sind. Im Umkehrschluss ist somit auch der 
Anschluss an anderer Stelle unzulässig. Die Wohnruhe auf den rückwärtigen Grundstü-
cken soll gewahrt bleiben. Die beiden Grundstücke, die bereits über die südlich liegende 
Straße "Hufschlag" angebunden sind, sind von dieser Festsetzung ausgenommen. 
 
Zu 8. 
Es wird in der Stellungnahme Bezug auf die Festsetzung II./ 2.4 genommen. Hier ist 
geregelt, dass bei traufseitig angebauten Garagen das Hauptdach über dem Garagenanbau 
abzuschleppen ist und bei giebelseitig angebauten Garagen ein Satteldach gleicher Nei-
gung wie das Hauptdach vorzusehen ist. Die Dächer von freistehenden überdachten Stell-
plätzen sind als Flachdächer oder Pultdächer zulässig. Die Dachneigung bei freistehenden 
Garagen muss mindestens 20° betragen.  
Die Stadt Dassow erachtet diese Vorgaben als ausreichend.  
 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Seite 24 von 38



Anlage 1 zum Beschluss 2018-________- Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Stadt Dassow für die ehemalige Gemeinde Pötenitz im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB 

 22 

 
lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 9: 
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen entsprechen - bis auf 3 geringfügige Anpas-
sungen, die jedoch nicht die Ausführung von Bauteilen mit Glas beinhalten - dem Ur-
sprungsplan Nr. 1 sowie seinen rechtskräftigen Änderungen. Die aufgeführte Ausbildung 
der einzelnen Bauteile wird mit den Festsetzungen nicht derart detailliert geregelt; dies ist 
dem Einzelfall zuzuordnen und nicht die Zielsetzung für allgemeingültige gestalterische 
Regelungen im Bebauungsplan.  
Die Grundstücke des Plangebietes sowie des angrenzenden Gebietes sind groß genug, um 
die Sichtschutzbelange und Abgrenzung gegenüber der Nachbarbebauung realisieren zu 
können. Gleiches gilt zu gegenüberliegenden Bebauung entlang der Bergstraße (hier ist 
ein Abstand der straßenbegleitenden Bebauung von Fassade zu Fassade von ca. 20 m 
vorzufinden). Zu den nördlich der straßenbegleitenden Bebauung an der Bergstraße vor-
handenen Grundstücken in der 2. Reihe bleibt aufzuführen, dass zusätzlich noch die stra-
ßenbegleitenden Grundstücke mit einer Tiefe von ca. 60 m und die Straße selbst den 
Abstand zum Plangebiet bilden. 
Beeinträchtigungen sind aus Sicht der Stadt Dassow nicht erkennbar.  
Aus städtebaulicher bzw. stadtgestalterischer Sicht drängt sich hier ebenfalls unter Be-
rücksichtigung der jahrelangen Anwendung des Bebauungsplanes Nr. 1 und seiner rechts-
kräftigen Änderungen ebenfalls keine Änderung i.S. der vorgetragenen Anregungen auf. 
Eine Gefährdung des Schifffahrtsverkehrs wird nicht befürchtet. Das Wasser- und Schiff-
fahrtsamt wurde am Planverfahren beteiligt und hatte zum Entwurf keine grundsätzlichen 
Bedenken. Die hervorgebrachten Hinweise sind mit der Planung berücksichtigt worden.  
 
Zu 10: 
Der Einwand ist von Seiten der Stadt Dassow nicht nachvollziehbar; eine Darlegung zu 
einzelnen Festsetzungen wurde nicht substantiiert vorgetragen. Die Festsetzungen gelten 
für den Plangeltungsbereich der 3. Änderung gleichermaßen. 
Für eine nochmalige Beteiligung der Öffentlichkeit sieht die Stadt Dassow keine Notwen-
digkeit. Zur Geltendmachung der Belange der Öffentlichkeit bestanden hinreichend Mög-
lichkeiten, zuletzt im Rahmen der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit.  
 
Zu 11: 
Die vorgetragenen Belange, Anregungen und Hinweise behandelt die Stadt Dassow im 
Rahmen der Abwägung (sh. vorhergehende Auswertung der einzelnen Punkte) nach den 
Vorgaben des Baugesetzbuches. Dem Einwender wird das Ergebnis nach der Beschluss-
fassung über die Abwägung nach den Vorgaben des Baugesetzbuches zugesendet. 
 
Zu 12: 
Gegen einen rechtskräftigen Bebauungsplan können vom Einwender nach den gesetzli-
chen Vorschriften entsprechende Rechtsmittel eingelegt werden. 
 

 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu 1: 
Die Einwender haben Einsicht in die Planunterlagen genommen.  
 
Zu 2: 
Der Entwurf der Satzung über die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 sowie der 
zugehörigen Begründung wurden in der Zeit vom 10. Oktober 2016 bis 10. November 
2016 öffentlich ausgelegt. In diesem Rahmen wurde die aufgeführte Stellungnahme des 
Einwenders abgegeben. Der Beschluss über die Abwägung der eingegangenen Stellung-
nahmen während dieser Zeit wurde in der Sitzung der Stadtvertretung am 15.06.2017 
gefasst. Die Planunterlagen wurden gemäß dem Abwägungsergebnis angepasst bzw. 
ergänzt.  
Die Benachrichtigung der Einwender erfolgt nach Abschluss des Aufstellungsverfahrens. 
 
Zu 3: 
Die Stadt Dassow hat sich mit dem Sachverhalt auseinandergesetzt.  
Eine Klärung wird auch außerhalb des Aufstellungsverfahrens angestrebt. 
Der Leitungsbestand (Niederschlagswasser) wurde entsprechend den Angaben des Amts 
Schönberger Land ergänzt. Die Leitungen wurden nachrichtlich über in die Planunterla-
gen übernommen. Als Voraussetzung für die Bebauung des Flurstücks 38/1 ist vor Ver-
kauf und Bebauung des Grundstückes durch die Stadt Dassow die schadlose Ableitung 
des Niederschlagswassers zu regeln. Durch die Stadt Dassow ist sicherzustellen, dass die 
Funktionen der Leitungen weiterhin gewährleistet sind, auch bei Umverlegung der Lei-
tungen; oder es ist sicherzustellen, dass die Leitungen tatsächlich nicht mehr benötigt 
werden.  Die Regelung kann außerhalb der Bauleitplanung erfolgen, da die Stadt Dassow 
sowohl Grundstückseigentümer als auch Träger der Bauleitplanung ist.  
Der Änderung der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage in ein 
Allgemeines Wohngebiet steht der Leitungsverlauf nicht entgegen. 
 
 

 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Bekanntgabe des Leitungsverlaufes durch das Amt Schönberger Land (erfolgt im Juli 2018) (unmaßstäblich): 3 Abbildungen 
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lfd. Nr. Stellungnahme von/vom Behandlung der Stellungnahmen Entscheidung/Beschluss 

 

 
Zu 4: 
Die Stadt Dassow hat sich mit dem Sachverhalt auseinandergesetzt. Sh. vorhergehend 
Ziffer 3. Darüber hinaus wird auf die Darlegungen in der Begründung unter Pkt. 13.1 
verwiesen. Die Begründung wird ergänzt. 
 
Zu 5: 
Wie bereits aufgeführt, ist als Voraussetzung für die Bebauung des Flurstücks 38/1 durch 
die Stadt Dassow die schadlose Ableitung des Niederschlagswassers zu regeln. Durch die 
Stadt Dassow ist vor Verkauf und Bebauung des Flurstücks 38/1 sicherzustellen, dass die 
Funktionen der Leitungen weiterhin gewährleistet sind, auch bei Umverlegung der Lei-
tungen; oder es ist sicherzustellen, dass die Leitungen tatsächlich nicht mehr benötigt 
werden.  Die Regelung kann außerhalb der Bauleitplanung erfolgen, da die Stadt Dassow 
sowohl Grundstückseigentümer als auch Träger der Bauleitplanung ist.  
 
Zu 6: 
Die Auswirkungen der Änderung eines Teils der Grünfläche wurden in der Begründung 
unter Pkt. "18 Ausgleichs- und Ersatzbelange" entsprechend dargestellt. Da die Parkfläche 
in der erforderlichen Größe nicht innerhalb des Gemeindegebietes realisiert werden kann, 
nutzt die Stadt Dassow ersatzweise Ökopunkte der Forst aus dem Ökokonto VR-021 
Naturwald Roter See. In Ihrer Stellungnahme hat die Untere Naturschutzbehörde dem 
Kauf von Ökopunkten aus dem aufgeführten Ökokonto zugestimmt. Die vertragliche 
Sicherung erfolgt vor Satzungsbeschluss. 
 
Zu 7: 
Zu dem Umgang mit dem Niederschlagswasser wird auf die vorhergehende Auswertung 
dieser Stellungnahme verwiesen bzw. auf die Darlegungen in der Begründung unter Pkt. 
13.1. Die Begründung wird ergänzt, ebenso die Passage zu den Leitungen im Text Teil B 
unter Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise/ Ziffer 1. Es erfolgt eine nachrichtliche 
Übernahme der Leitungen. Eine Information der Öffentlichkeit ist nicht vorzunehmen. 
 

 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilweise zu berücksichtigen. 
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Zu 8: 
Der vorgetragene Sachverhalt ist für die vorliegende Bauleitplanung nicht von Belang. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu 1: 
Die Stadt Dassow verfolgt mit der Aufstellung der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 die Ausweisung eines weiteren Baugrundstückes im westlichen Plangel-
tungsbereich. Die in der rechtskräftigen 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 festge-
setzten Mischgebiete M 1 und M 2 werden damit um ein  Baugrundstück ergänzt. Mit der 
Umsetzung der bauleitplanerischen Zielsetzungen wird die bislang festgesetzte öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage zu einem Teil in Anspruch genommen, 
welche dann von einer Umgestaltung und Nutzungsintensivierung betroffen ist. Durch die 
Planung kommt es zu Bodenversiegelungen. Eingriffe gelten nach § 13a BauGB als zu-
lässig.  
Die Auswirkungen der Änderung eines Teils der Grünfläche wurden in der Begründung 
unter Pkt. "18 Ausgleichs- und Ersatzbelange" entsprechend dargestellt.  Da die Parkflä-
che in der erforderlichen Größe nicht innerhalb des Gemeindegebietes realisiert werden 
kann, nutzt die Stadt Dassow ersatzweise Ökopunkte der Forst. Als Ausgleich werden aus 
dem Ökokonto VR-021 Naturwald Roter See 1 2.510 Ökopunkte (entspricht 2.510 m² 
KFÄ) verwendet. Die Zustimmung der Landesforst hierfür liegt vor. Die Sicherung der 
Ausgleichsmaßnahme erfolgt über einen Vertrag bis zum Satzungsbeschluss. In Ihrer 
Stellungnahme hat die Untere Naturschutzbehörde dem Kauf von Ökopunkten aus dem 
aufgeführten Ökokonto zugestimmt. 
Die Ver- und Entsorgung für die Grundstücke innerhalb des Plangebiets ist als gesichert 
zu betrachten. Der Zweckverband hat dies in seiner Stellungnahme zur vorliegenden 
Änderung des Bebauungsplanes mitgeteilt.  
Der Leitungsbestand (Niederschlagswasser) wurde entsprechend den Angaben des Amts 
Schönberger Land ergänzt. Die Leitungen wurden nachrichtlich über in die Planunterla-
gen übernommen. Als Voraussetzung für die Bebauung des Flurstücks 38/1 ist vor Ver-
kauf und Bebauung des Grundstückes durch die Stadt Dassow die schadlose Ableitung 
des Niederschlagswassers zu regeln. Durch die Stadt Dassow ist sicherzustellen, dass die 
Funktionen der Leitungen weiterhin gewährleistet sind, auch bei Umverlegung der Lei-
tungen; oder es ist sicherzustellen, dass die Leitungen tatsächlich nicht mehr benötigt 
werden.  Die Regelung kann außerhalb der Bauleitplanung erfolgen, da die Stadt Dassow 
sowohl Grundstückseigentümer als auch Träger der Bauleitplanung ist.  
Die Stadt Dassow hält an der Ausweisung der Ergänzung des Allgemeinen Wohngebietes 
mit einem Baugrundstück fest. 
 
Zu 2: 
Die Untere Naturschutzbehörde hat der Inanspruchnahme von Punkten aus dem Ökokonto 
"Naturwald Roter See I" für den Ersatz der mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 überplanten Kompensationsfläche zugestimmt. Dazu liegt die schriftliche Bestäti-
gung des Maßnahmenträgers (Ökokontoträger) zu verbindlichen Reservierung der Öko-
kontomaßnahme bereits vor. 
 
 

 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 3: 
Eine Nutzung durch Ferienwohnen in Allgemeinen Wohngebieten und in Mischgebieten 
war bis zur Novellierung der BauNVO im Jahr 2017 aufgrund der Rechtslage nicht zuläs-
sig  Die Stadt Dassow beabsichtigt innerhalb des Plangebietes die Zulässigkeit von Feri-
enwohnungen, jedoch nur innerhalb eines Gebäudes untergeordnet zur Hauptnutzung 
Wohnen. Die Zulässigkeit eines Ferienhauses mit überwiegend oder ausschließlich Feri-
enwohnen soll nicht ermöglicht werden. Eine entsprechende Festsetzung wurde getroffen. 
Aufgrund der nunmehr nur zulässigen untergeordneten Nutzung einer Ferienwohnung ist 
davon auszugehen, dass diese Ferienwohnungen als nicht störend innerhalb des Bauge-
biets empfunden werden. Maßgeblich ist eine baulich untergeordnete Bedeutung gegen-
über der in dem Gebäude vorherrschenden Hauptnutzung.  
In den nachgelagerten Baugenehmigungs- bzw. Genehmigungsfreistellungsverfahren ist 
durch die zuständige Behörde zu berücksichtigen, dass der Charakter des Baugebietes 
gewahrt bleibt. Die Stadt bleibt bei den diesbezüglich getroffenen Festsetzungen. 
 
Zu 4: 
Die Festsetzung I./ Ziffer 4.5 wurde bereits mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 (und seiner rechtskräftigen Änderungen) getroffen. Es beinhaltet eine Ausnahmere-
gelung zur Festsetzung der Mindestgrundstücksbreite für das Flurstück Nr. 123 (damals 
Flurstück Nr. 39/2). Es befindet sich innerhalb der bereits vorhandenen Bebauung. Die 
generell festgesetzte Mindestgrundstücksbreite von 20 m wird nur geringfügig unter-
schritten und wird daher als zulässig geregelt. Aufgrund von bereits realisierten Grund-
stücksteilungen ergibt sich ein Restgrundstück. Da ohne Bebauungsplan eine straßenbe-
gleitende Bebauung nach § 34 BauGB auch zulässig wäre, wird für diesen Fall eine Aus-
nahmeregelung festgesetzt. Da in übrigen Fällen grundsätzlich die Breitenregelung umge-
setzt werden kann, bleibt diese als Festsetzungsbestandteil grundsätzlicher Art erhalten. 
 
 

 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 5: 
Die Festsetzung I./ Ziffer 6 wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 getroffen. Die 
getroffene Höhenregelung ermöglicht lediglich die Errichtung von Gebäuden mit einem 
Sockel in einer Höhe von maximal 60 cm über dem unteren Bezugspunkt (hier 
:Fahrbahnhöhe der nächstgelegenen Verkehrsfläche auf der Mitte der straßenseitigen 
Gebäudeseite des geplanten Gebäudes). Die Sockelhöhe ermöglicht dem Bauherren ent-
sprechend Spielraum bei der Festlegung der Höhenlage des Gebäudes, innerhalb eines 
Rahmens der durch ortstypische Bebauung vorgegeben ist. 
Das angesprochene Urteil Bergstraße 5/7 gegen Strandweg 2A kann hier nicht herangezo-
gen werden, da sich sowohl die Bergstraße 5/7 als auch der Strandweg 2A nördlich der 
Bergstraße befinden und in einer anderen Lagebeziehung zueinander stehen als das vor-
liegende Plangebiet. Das Plangebiet und den Strandweg 2A trennen die nördlich der 
Bergstraße gelegene Bebauung mit einer Grundstückstiefe von ca. 60 m und die Bergstra-
ße selbst, so dass die Stadt davon ausgeht, dass aufgrund der Festsetzung zur Sockelhöhe 
keine Beeinträchtigung zu erwarten ist.  
Die Firsthöhe wurde gemäß der Festsetzung im Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner bereits 
rechtskräftigen Änderungen) mit max. 9,50 m über dem Bezugspunkt für das Plangebiet 
übernommen.  
Die Stadt bleibt bei den getroffenen Festsetzungen der Sockelhöhe sowie der Firsthöhe. 
 
Zu 6: 
Unter der textlichen Festsetzung I./ 7 wurden Festsetzungen zu Nebenanlagen, Garagen 
und Stellplätzen getroffen. Hiernach sind Garagen und überdachte Stellplätze in dem WA-
Gebiet nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Diese Festsetzung 
wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner rechtskräftigen Änderungen) 
getroffen und gilt weiterhin fort. Aufgrund der Größe der Baugrenzen mit einer Tiefe bis 
zu 40 m besteht hinreichend Spielraum zur Unterbringung der Garagen und überdachten 
Stellplätze auf den Grundstücken. Die Flächenversiegelung aufgrund von Garagen und 
überdachten Stellplätzen ist nach den gesetzlichen Anforderungen zu beachten. Bei der 
Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnen, unabhängig ob inner-
halb oder außerhalb der Baugrenzen. 
 
Zu 7: 
Mit der Festsetzung unter I/ 9. wurde festgesetzt, dass die Ein- und Ausfahrten zu den 
Grundstücken innerhalb des festgesetzten innerhalb des festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebietes sind nur an der Bergstraße zulässig sind. Ausgenommen von dieser Rege-
lung sind die Flurstücke 115 und 118.  
Es wurde geregelt, dass die Grundstücke, die i.d.R. an der Bergstraße anliegen, auch über 
Ein- und Ausfahrten verkehrlich anzubinden sind. Im Umkehrschluss ist somit auch der 
Anschluss an anderer Stelle unzulässig. Die Wohnruhe auf den rückwärtigen Grundstü-
cken soll gewahrt bleiben. Die beiden Grundstücke, die bereits über die südlich liegende 
Straße "Hufschlag" angebunden sind, sind von dieser Festsetzung ausgenommen.  

 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 8. 
Es wird in der Stellungnahme Bezug auf die Festsetzung II./ 2.4 genommen. Hier ist 
geregelt, dass bei traufseitig angebauten Garagen das Hauptdach über dem Garagenanbau 
abzuschleppen ist und bei giebelseitig angebauten Garagen ein Satteldach gleicher Nei-
gung wie das Hauptdach vorzusehen ist. Die Dächer von freistehenden überdachten Stell-
plätzen sind als Flachdächer oder Pultdächer zulässig. Die Dachneigung bei freistehenden 
Garagen muss mindestens 20° betragen.  
Die Stadt Dassow erachtet diese Vorgaben als ausreichend.  
 
Zu 9: 
Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen entsprechen - bis auf 3 geringfügige Anpas-
sungen, die jedoch nicht die Ausführung von Bauteilen mit Glas beinhalten - dem Ur-
sprungsplan Nr. 1 sowie seinen rechtskräftigen Änderungen. Die aufgeführte Ausbildung 
der einzelnen Bauteile wird mit den Festsetzungen nicht derart detailliert geregelt; dies ist 
dem Einzelfall zuzuordnen und nicht die Zielsetzung für allgemeingültige gestalterische 
Regelungen im Bebauungsplan.  
Die Grundstücke des Plangebietes sowie des angrenzenden Gebietes sind groß genug, um 
die Sichtschutzbelange und Abgrenzung gegenüber der Nachbarbebauung realisieren zu 
können. Gleiches gilt zu gegenüberliegenden Bebauung entlang der Bergstraße (hier ist 
ein Abstand der straßenbegleitenden Bebauung von Fassade zu Fassade von ca. 20 m 
vorzufinden). Zu den nördlich der straßenbegleitenden Bebauung an der Bergstraße vor-
handenen Grundstücken in der 2. Reihe bleibt aufzuführen, dass zusätzlich noch die stra-
ßenbegleitenden Grundstücke mit einer Tiefe von ca. 60 m und die Straße selbst den 
Abstand zum Plangebiet bilden. 
Beeinträchtigungen sind aus Sicht der Stadt Dassow nicht erkennbar.  
Aus städtebaulicher bzw. stadtgestalterischer Sicht drängt sich hier ebenfalls unter Be-
rücksichtigung der jahrelangen Anwendung des Bebauungsplanes Nr. 1 und seiner rechts-
kräftigen Änderungen ebenfalls keine Änderung i.S. der vorgetragenen Anregungen auf. 
Eine Gefährdung des Schifffahrtsverkehrs wird nicht befürchtet. Das Wasser- und Schiff-
fahrtsamt wurde am Planverfahren beteiligt und hatte zum Entwurf keine grundsätzlichen 
Bedenken. Die hervorgebrachten Hinweise sind mit der Planung berücksichtigt worden.  
 
Zu 10: 
Der Einwand ist von Seiten der Stadt Dassow nicht nachvollziehbar; eine Darlegung zu 
einzelnen Festsetzungen wurde nicht substantiiert vorgetragen. Die Festsetzungen gelten 
für den Plangeltungsbereich der 3. Änderung gleichermaßen. 
Für eine nochmalige Beteiligung der Öffentlichkeit sieht die Stadt Dassow keine Notwen-
digkeit. Zur Geltendmachung der Belange der Öffentlichkeit bestanden hinreichend Mög-
lichkeiten, zuletzt im Rahmen der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit.  
 

 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 11: 
Die vorgetragenen Belange, Anregungen und Hinweise behandelt die Stadt Dassow im 
Rahmen der Abwägung (sh. vorhergehende Auswertung der einzelnen Punkte) nach den 
Vorgaben des Baugesetzbuches. Dem Einwender wird das Ergebnis nach der Beschluss-
fassung über die Abwägung nach den Vorgaben des Baugesetzbuches zugesendet. 
 
Zu 12: 
Gegen einen rechtskräftigen Bebauungsplan können vom Einwender nach den gesetzli-
chen Vorschriften entsprechende Rechtsmittel eingelegt werden. 
 

 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
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Zu 1: 
Die Stadt Dassow verfolgt mit der Aufstellung der vorliegenden Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 1 die Ausweisung eines weiteren Baugrundstückes im westlichen Plangel-
tungsbereich. Die in der rechtskräftigen 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 festge-
setzten Mischgebiete M 1 und M 2 werden damit um ein Baugrundstück ergänzt. Mit der 
Umsetzung der bauleitplanerischen Zielsetzungen wird die bislang festgesetzte öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Parkanlage zu einem Teil in Anspruch genommen, 
welche dann von einer Umgestaltung und Nutzungsintensivierung betroffen ist. Durch die 
Planung kommt es zu Bodenversiegelungen. Auswirkungen auf geschützte Biotope und 
geschützte Gehölze ergeben sich durch die Bebauungsplanänderung nicht.  Die Auswir-
kungen der Änderung eines Teils der Grünfläche wurden in der Begründung unter Pkt. 
"18 Ausgleichs- und Ersatzbelange" entsprechend dargestellt. Da die Parkfläche in der 
erforderlichen Größe nicht innerhalb des Gemeindegebietes realisiert werden kann, nutzt 
die Stadt Dassow ersatzweise Ökopunkte der Forst aus dem Ökokonto VR-021 Naturwald 
Roter See. In Ihrer Stellungnahme hat die Untere Naturschutzbehörde dem Kauf von 
Ökopunkten aus dem aufgeführten Ökokonto zugestimmt. 
 
Zu 2: 
Die Funktionsfähigkeit des Regenwasserrückhaltebeckens wird durch die vorliegende 
Bauleitplanung nicht beeinträchtigt. Der Stadt Dassow drängen sich diesbezüglich keine 
Belange auf. Die Realisierung des Regenwasserrückhaltebeckens kann wie geplant vorge-
nommen werden. 
 
Zu 3: 
Die Stadt Dassow stellt klar, dass eine Änderung von Mischgebietsflächen zu Flächen 
eines Allgemeinen Wohngebiets erfolgt.  
Eine Nutzung durch Ferienwohnen in Allgemeinen Wohngebieten und in Mischgebieten 
war bis zur Novellierung der BauNVO im Jahr 2017 aufgrund der Rechtslage nicht zuläs-
sig.  
Die Stadt Dassow beabsichtigt innerhalb des Plangebietes die Zulässigkeit von Ferien-
wohnungen, jedoch nur innerhalb eines Gebäudes untergeordnet zur Hauptnutzung Woh-
nen. 
Die Zulässigkeit eines Ferienhauses mit überwiegend oder ausschließlich Ferienwohnen 
soll nicht ermöglicht werden. Eine entsprechende Festsetzung wurde getroffen. Aufgrund 
der nunmehr nur zulässigen untergeordneten Nutzung einer Ferienwohnung ist davon 
auszugehen, dass diese Ferienwohnungen als nicht störend innerhalb des Baugebiets 
empfunden werden. Maßgeblich ist eine baulich untergeordnete Bedeutung gegenüber der 
in dem Gebäude vorherrschenden Hauptnutzung.  
In den nachgelagerten Baugenehmigungs- bzw. Genehmigungsfreistellungsverfahren ist 
durch die zuständige Behörde zu berücksichtigen, dass der Charakter des Allgemeinen 
Wohngebiete gewahrt bleibt.  
Die Stadt bleibt bei den diesbezüglich getroffenen Festsetzungen. 

 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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Zu 4: 
Unter der textlichen Festsetzung I./ 7 wurden Festsetzungen zu Nebenanlagen, Garagen 
und Stellplätzen getroffen. Hiernach sind Garagen und überdachte Stellplätze in dem WA-
Gebiet nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Diese Festsetzung 
wurde bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 1 (sowie seiner rechtskräftigen Änderungen) 
getroffen und gilt weiterhin fort. Aufgrund der Größe der Baugrenzen mit einer Tiefe bis 
zu 40 m besteht hinreichend Spielraum zur Unterbringung der Garagen und überdachten 
Stellplätze auf den Grundstücken. Die Flächenversiegelung aufgrund von Garagen und 
überdachten Stellplätzen ist nach den gesetzlichen Anforderungen zu beachten. Bei der 
Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten entsprechend § 19 Abs. 4 BauNVO mitzurechnen, unabhängig ob inner-
halb oder außerhalb der Baugrenzen. 
 
Zu 5: 
Die Festsetzung I./ Ziffer 4.5 wurde bereits mit der 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 1 (und seiner rechtskräftigen Änderungen) getroffen. Es beinhaltet eine Ausnahmere-
gelung zur Festsetzung der Mindestgrundstücksbreite für das Flurstück Nr. 123 (damals 
Flurstück Nr. 39/2). Es befindet sich innerhalb der bereits vorhandenen Bebauung. Die 
generell festgesetzte Mindestgrundstücksbreite von 20 m wird nur geringfügig unter-
schritten und wird daher als zulässig geregelt. Aufgrund von bereits realisierten Grund-
stücksteilungen ergibt sich ein Restgrundstück. Da ohne Bebauungsplan eine straßenbe-
gleitende Bebauung nach § 34 BauGB auch zulässig wäre, wird für diesen Fall eine Aus-
nahmeregelung festgesetzt. Da in übrigen Fällen grundsätzlich die Breitenregelung umge-
setzt werden kann, bleibt diese als Festsetzungsbestandteil grundsätzlicher Art erhalten. 
 
 

 
 
Zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht zu berücksichtigen. 
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